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2 AZN 629/83 
2 "Sa 996/82 Köln

R e s c h 1 u ß 
In Sachen

PP*

hat der Zweite Senat lies ■Buhdesarbeitsgerichte am 13* Januar 
1981) besch 1 essen:

1. Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzu­
lassung der Revision in dem Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Köln vom 31. August 1983
- 2 Sa 996/82 - wird als unzulässig verworfen.

2. Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerde- 
Verfahrens .
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G r ü n d e  ;

I, Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht in der ge­
setzlich vorgesehenen Form begründet worden ist.

1. Nach § 72 a Abs. 1 ArbGG kann die Nichtzulassung der Re­
vision durch das Landesarbeitsgericht selbständig durch Be­
schwerde angefochten werden, wenn entweder die Rechtssache 
grundsätzliche Bedeutung hat u n d  eine der in ? 72 a Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 ArbGG angeführten Rechtsstreitigkeiten betrifft oder 
ein Fall des § 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG vorliegt. Nach dieser 
Vorschrift ist die Revision zuzulassen, wenn das anzufechtende 
Urteil von einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts oder 
eines der dort sonst genannten Gerichte abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht. Der Beschwerdeführer muß die Beschwerde 
fristgebunden begründen und die Entscheidung, von der das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts abweicht, bezeichnen (§ 72 a Abs. 3 
ArbGG).

Die nach § 72 a in Verbindung mit § 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG 
als selbständiger Rechtsbehelf ermöglichte Nichtzulassungsbe­
schwerde ersetzt die bisher nach § 72 Abs. 1 Satz 2 und 3 ArbGG 
1953 statthafte Divergenzrevision. Wegen der inhaltlichen Über­
einstimmung dieser Regelungen ist die bisherige Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts zur Divergenzrevision weiter anzuwenden 
(vgl. BAG 32, 136 sowie die Beschlüsse des BAG vom 19. November 
1979 - 5 AZN 15/79 - und vom 22. November 1979 - 3 AZN 2*1/79 -,
AP Nr. 2 und 3 zu § 72 a ArbGG 1979).
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Danach gehört es in jedem Falle zur Darlegung des Zulas­
sungsgrundes, daß das anzufechtende Urteil einen allgemeinen, die 
Entscheidung tragenden Rechtssatz aufgestellt hat und daß dieser 
von einem in einer divergenzfähigen Entscheidung aufgestellten 
Reohtssatz abweicht. Dagegen reicht die fehlerhafte oder unter­
lassene Anwendung der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
oder eines anderen der im Gesetz genannten Gerichte zur Begrün­
dung einer auf Divergenz gestützten Nichtzulassungsbeschwerde 
nicht aus (vgl. zum neuen Recht die oben genannten Beschlüsse 
und ferner - zum alten Recht - BAG AP Nr. 2*» und Nr. 31 zu § 72 
ArbGG 1953 Divergenzrevision sowie BAG 21, 122 « AP Nr ̂ *3 3 
§ 72 ArbGG 1953 Divergenzrevision).

2. Diese Anforderungen erfüllt die Begründung der Beschwerde 
nicht.

a) Die Absicht des Klägers, die Zulassung der Revision durch 
das Revisionsgericht wegen einer Divergenz zwischen dem ahzu- 
fechtenden Urteil und der Rechtsprechung des Bundesärbeitsge- 
richts zu erreichen, kommt in der Begründung nur andeutungsweise 
und unzulänglich zum Ausdruck. Er hat sich darauf beschränkt, im 
Zusammenhang mit den von ihm für unzutreffend gehaltenen Ausfüh­
rungen des Landesarbeitsgerichts zur Entbehrlichkeit einer wei­
teren Abmahnung "noch einmal auf das zitierte Urteil des Bundes­
arbeitsgerichts" zu verweisen. Dieser Hinweis auf das nicht näher 
bezeichnete Urteil des Bundesarbeitsgerichts, das offensichtlich 
in den vorinstanzlichen Schriftsätzen erwähnt worden sein soll, 
reicht nicht aus, weil es der Beschwerdeführer unterlassen hat,
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einander widersprechende abstrakte Rechtssätze aus dem Beru­
fungsurteil und aus divergenzfähigen Entscheidungen einander ge- 
genüberzustellen.

b) Im übrigen enthält die Beschwerdebegründung nur unerhebliche 
Rügen» mit denen eine angeblich unrichtige Rechtsanwendung gel­
tend gemacht wird. So rügt der Kläger in Verkennung der Voraus- 
Setzungen der Äichtzulassungsbeschwerde, das Berufungsgericht 
habe das Ergebnis der Beweiääu^nahme unrichtig gewürdigt und die

1 gl

aus der unrichtigen Würdigung gezogenen Schlußfolgerungen seien 
rechtsfehlerhaft. Es sei geradezu unverständlich, wie das Lan­
desarbeitsgericht die Berechtigung der fristgerechten Kündigung 
habe annehmen können. Es habe dabei teilweise ohne Wertung den 
bestrittenen Vertrag der Beklagten Übernommen, ohne seinen Sach- 
vortrag zu berücksichtigen. Diese behaupteten Rechtsfehler könn­
ten nur im Rahmen einer zulässigen Revision geprüft werden.

II. Die Beschwerde war demgemäß mit der Kostenfolge aus §97 
ZPO als unzulässig zu verwerfen.

Hillebrecht Dr. Röhsler Dr. Weller
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